R. Krämer, Bereich Wirtschaftspolitik beim ver.di Bundesvorstand, 20.09.2011 
Finanzierung des Sozialstaats 
Grundbedingungen, Herausforderungen, Alternativen 
Eine ernst zu nehmende Position zur Weiterentwicklung des Sozialstaats und seiner 
Finanzierung muss ausgehen von einer Analyse der sozial-ökonomischen Grundlagen. 
Das gilt auch und erst recht, wenn dabei ein linker oder gar marxistischer Anspruch 
formuliert wird. Eine bloße „Wünsch dir was“-Position ist politisch nicht zielführend. 

Linker Anspruch bei mir ja, marxistisch eher nicht, - ich bevorzuge breitere Aufstellung, - u. a.   auf  Marx.
“Wünsch dir was“ ? Nun ja, das Politikmodell der parlamentarischen Demokratie (pD) ist es natürlich schon, auch die „Partikularitäten“, insb. die Interessen und Wünsche einzubringen und durchzusetzen, - auch die, die NICHT a priori an Gemeinwohl, Vernunft, Machbarkeit, Opportunität(en) etc. geknüpft sein müssen, bzw. die selbst dann nicht nicht einer „Maxime, nach der sie allg. Gesetz werden könnten“ folgen müssen,  wenn diese Partikularitäten ein ums andere Mal tatsächlich Gesetzesform erlangen, - wie die begünstigte Besteuerung von Hotelierleistungen beispielsweise. [
]  

Es scheint mir sehr die Frage, ob es angesichts der höchst partikularen Selbstbedienungen der letzten drei Jahrzehnte wirklich ratsam ist, sich einführend-prominent derart von dem „bloßen Wünschen“ ausgerechnet dann zu distanzieren, wenn von der „Finanzierung des Sozialstaates“ die Rede ist.

Viele, darunter nicht die Dümmsten, bestehen auf der Kraft der Möglichkeit des bloßen Wünschens, - auch im wirtschaftlich-politischen Kontext. Und gewiß ist eine Gesellschaft dann schon ärmer, wenn sie die Wünsche und ihr darauf gerichtetes Handeln auf das a priori Machbare beschränkt, - sind doch Wünsche längst auch Handelsgut geworden.
Solche wirtschaftlich bedeutsamen Dinge wie die Mondfahrerei in den 60ger u. frühen 70ger Jahren oder die IT ein Jahrzehnt später, sind ohne die weitgehende Freiheit von Machbarkeits-, Vernunft-,  u. Return-Fragen nicht denkbar bzw.  sie sind ohne die Freiheit von den Bindungen einer „vernunftverpflichteten Finanzierung“ NICHT denkbar.
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Die Aussagen zu ökonomischen Grundbedingungen sind dabei nicht Wertungen, sondern 
geben zunächst Tatsachen wider, die in jeder Konzeption beachtet werden müssen. 

Wobei diese „Tatsachen“ selbst Wertungen sind: 
der ganze „ökonomische Zirkus“ beruht darauf, ständig Bewertungen (Tauschwert, Geldwert, Zeitwert …) durchzuführen und ist demnach ein höchst NORMATIVES Geschehen!
1. Der Sozialstaat und seine Finanzierung in Deutschland 
Die Sozialausgaben im Sinne des deutschen Sozialbudgets – darin sind die Bildungsausgaben nicht enthalten – betragen etwa 30 Prozent des Bruttoinlandsinlandspro-
dukts. Auf diesem Niveau bewegen sie sich seit etwa 30 Jahren, von übermäßig stei-
genden oder gar explodierenden Sozialausgaben kann also nicht die Rede sein. 
Was für die Durchführung einer fast ausschließlichen „linke-Tasche-rechte-Tasche-Politik“ spricht, wenn man die relativ hohe Zahl an wahlkampfmäßig verkauften „Verbesserungen“ dagegenhält. 
Relativ zu den anderen rackern und rackerten sich die jeweils Untersten seit jeher, - meist mehr, selten weniger vergeblich (Schröders Mutter z. B.) -,  ab.  
Über 60 Prozent der Sozialausgaben sind Sozialversicherungsleistungen, ein Drittel sind Leistungen des Staates und 8 Prozent Arbeitgeberleistungen wie die Lohnfortzahlung im Krankheitsfall. Knapp 70 Prozent sind Geldleistungen, knapp 30 Prozent Sachleistungen, v.a. im Gesundheitswesen. Verwaltungskosten machen nur drei Prozent aus, bei privaten Versicherungen betragen sie ein Mehrfaches. 
Betrachtet man nur die Ausgaben von Staat und Sozialversicherungen, wird das große Gewicht der Sozialleistungen ebenfalls deutlich. Sie machen etwa 56 Prozent aus, die gesamten Personalkosten nur 16 Prozent. 
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Das System der Sozialen Sicherung in Deutschland weist eine Vielzahl von Leistungen auf. Die Liste relcht von A bis Z, von der Ausbildungsforde-
rung bis zur Zusatzversorgung im offentiichen Dienst. Samtiiche Leistungen werden im Sozialbudgat, das von der Bundesregierung regeimatio
‘ermittelt und verdffentlicht wird, erfasst. In der Summe aller Leistungen errechnet sich for 2008 ein Volumen von 723,4 Mrd. Euro.

‘Strukturiert man diese Leistungen nach Institutionen bzw. Systemen wird ersichtiich, warum der deutsche Sozialstaat als Sozialversicherungsstaat
bezeichnet werden kann. Nahezu zwei Drittel aller Leistungen (61,4%) entfalien auf die funf Zweige der Sozialversicherung. Allein die Gesatzliche.
Rentenversicherung und die Gesetzliche Krankenversicherung decken mit 32,4% und 21,0% Insgesamt mehr als die Halfte des Sozialbudgets ab.



  

Der ganz überwiegende Teil dieser Ausgaben fiele auch dann weiter an, wenn es ein 
allgemeines vom Staat bereit gestelltes Grundeinkommen gäbe. 
Wie wär’s mit Berechnung statt Behauptung? 

Das betrifft nicht nur Sachleistungen und Geldleistungen für besondere Bedarfe, sondern auch Sozialversicherungsleistungen, auf die die Versicherten durch Beitragszahlungen einen eigentumsähnlichen Anspruch erworben haben. 
Es spricht wenig bis nichts dagegen, „eigentumsähnliche Ansprüche“ gegen eine sanktionsfreie Mindestsicherung von 1050 Euro gestaffelt so aufzurechnen, daß weiterhin ein deutlicher Vorteil darin zu sehen ist, diese „eigentumsähnlichen Ansprüche“ an SV-Träger mittels (Erwerbs-)Arbeit, Kinderaufzucht etc. ,wie heute auch, zu erwerben. 
„Eigentumsähnlich“ sind solche Ansprüche im übrigen schon deshalb nicht wirklich, weil sie i. d. R. nicht vererbt bzw. gehandelt werden können. Ihnen entsprechen zur Zeit ihrer Einlösung Ansprüche an die Produktivität des/der versprechenden Gesellschaft/Staat/Inst./Gruppe/Indivi -duen bzw. an deren Realreichtum, z. B. in Form gewinnbringend ausbeutbarer Ölvorkommen u. ä., über den sich der konkrete Bedarf dann realisieren läßt ->Stimulationsfunktion von Nominal- (z. B. Geld) oder Real-Gütern für die Produktion.
Ein bedingungsloses Grundeinkommen von 1000 Euro im Monat bzw. 500 Euro für Kinder und Jugendliche, wie es sich einige bei den Linken vorstellen, mit Bruttokosten von über 900 Mrd. Euro jährlich (Quellen, Berechnungen?), würde deshalb auch nach Abzug wegfallender Sozialleistungen zusätzliche Ausgaben von über 700 Mrd. Euro verursachen. (Quellen, Berechnungen?) Das bedeutete etwa eine Verdopplung der gesamten Sozialausgaben bzw. eine Erhöhung der Sozialquote auf an die 60 Prozent und der Staatsquote – Ausgaben von Staat und Sozialversicherungen im Verhältnis zum Bruttoinlandsprodukt – von 45 Prozent auf über 70 Prozent. 

Nun,


1. wollen wir weg von der linke-Tasche-rechte-Tasche-Politik, wo PER SALDO den wirklich Bedürftigen allen Reform-Traras zum Trotz NIE etwas MEHR bleibt, - es geht um die VERSCHIEBUNG der RELATION zw. „Unten“  und „Mitte“ zugunsten von „Unten“ -, und   


2. hören sich „an die 60% Sozialquote“ gegenüber 56 % nicht gerade hyperkritisch an, - erst recht nicht, wenn man den sozialen Gewinn eines solchen „Big Deals“ dagegenhält, der dann auch der gesellsch. „Mitte“ per saldo mehr nützt als schadet.

Hinsichtlich der Staatsquote muß man 


1. sagen, daß es keine a priorisch festlegbare, abstrakte ‚gute Staatsquote’, - erst recht innerhalb eines weiten Korridors zw. 30 u. 80 % fällt eine genaue ‚Festlegung a priori’ schwer, - ich meine: bis zur Unbrauchbarkeit.    
Unter anderem hängt die „gute“ Quote eben auch von der Leistungsfähigkeit und –willigkeit der Staatsorgane ab. Ein Urteil, wieviel Staat für welchen Zeitraum und Sektor wie gut o. schlecht ist, darf/kann nicht ohne diese Berücksichtigung bleiben.
Mir klingen jedenfalls  jede Menge Forderungen auch von Gewerkschaften in den Ohren nach Erhöhung der öff. Personalzahlen (Sachmittel?) , - OHNE Restrukturierungen zugunsten staatlicher Leistungsfähigkeit o. ä.!

2. Durch den Wegfall von Sanktionen unterhalb von 1050 Euro wird auch ein erhebliches Quantum an Repressions- bzw. Administrationsarbeit des Staates bzw. auch der von Dir eingerechneten Soz.-Vers. (BA u. a.) frei. (=Staatsquote runter)


3. Die Sozialgerichte wären zu 90 % entlastet (= lebensweltliche Staatsquote runter) und entsprächen dann auch wieder ihrer Personal- u. Sachkostenausstattung. Rechtsfrieden wäre wieder herstellbar.

4. NICHT erfasst würden leider die nicht qua „Bescheid“  ergehenden Sanktionen wie schlichtes, unbeschiedenes Ausbleiben von Zahlungen, wochenlange Nichtbearbeitung usw. ,  -  jedenfalls solange man in der Minimalumsetzung der Parteibeschlüsse verbliebe. (Bei Aufstellung eines BGE über Fin.-Amt o ä. Modelle könnte da vieles vermieden werden). Diese offiziell nicht ausgewiesenen Sanktionen einer bedürftigen Lebenslage ALS SOLCHE machen etwa das DREIFACHE der bescheidsmäßigen bzw. offiziell gezählten Sanktionen aus. Letzteren fehlen deutliche Anteile an wegen „Aufhebung“ aus der Statistik fallender Sanktionen:  Zahlt nach wochenlanger Lauferei, evtl. noch Rechtsanwalt, Beratungskostenantrag beim Amtsgericht etc.,  die BA innerhalb gewisser  Fristen nach, gilt dies als „keine Sanktion“!!
Und dann wundert man sich, warum Leute, für die es i. d. R. einige Gründe gibt, warum sie im ersten AM nicht reüssieren (können), die notwendige Familienarbeit u. ä. Sozialpflichten nicht leisten …

5. Eine Erhöhung der Staatsquote, zumindest temporär bzw. bedarfsweise,  ist in der Linken eher Mehrheits – als Minderheitsziel, - auch in weiten Teilen der Gewerkschaften.

6.  Mehrkonsum wg. gesicherter Einkünfte verringert wieder die Staatsquote, - und freiwerdende Kapazitäten (Berechenbarkeit!) bei den Beziehern ermöglichen es dann auch zunehmend, Problemlagen selbst zu lösen oder mit ihnen auf einem sozialverträglichen Niveau halt zu leben, BEVOR teure Staatsinterventionen für Kriminalität, Verwahrlosung usw. fällig werden und gesamtgesellschaftliche Lebensqualität leidet.
 
-> s. a. Ehrenämter, die auf der Basis von „1050 (bzw. 500 bei Kindern) Euro sanktionsfrei“ für die zu Betreuenden eben auch erstmals wieder SPIELRÄUME von Lebensgestaltung überhaupt vorfinden würden …
Hohe Staatsquoten sind vor allem deshalb in die Kritik geraten, weil sie oft eine ineffiziente Monopolisierungstendenz gegenüber den Bedarfen und der Nachfrage zeigen: nicht ganz selten unter auch illegitimer Ausnutzung des staatlichen Gewaltmonopols und anderer STAATSPRIVILEGIEN (vergl. die rechtliche Stellung von Betriebs- u. Staatsgeheimnissen …).
Zugleich spielen Staatsmonopole in volkswirtschaftlichen Effizienzstrategien eine große Rolle, bzw. haben das hüben wie drüben immer wieder auch mit Erfolg getan. 
Hier, bei der BGE-Frage, liegt der Fall aber anders: Die höhere Staatsquote (Gegenkräfte siehe oben) kommt hier nicht durch Eigentum bzw. Besitz/Betrieb des Staaates an/von Produktionsmitteln oder eines Staats-Prärogativs an Nachfrage-Sektoren/Marktanteilen (z. B. Alkoholverkauf, Verkehr, Bildung, …) zustande, sondern durch schlichte Vergabe an den Ort, wo sich Wert realisiert, nämlich in der Kaufentscheidung der Konsumenten, der Ge- u. Ver-Braucher. Das kann eigentlich nicht schlecht sein, auch wenn es die Staatsquote NOMINELL erhöht, - dann müsste aber eher die Quotenberechnung angepaßt werden, als auf’s BGE verzichtet!

Auch daß der Staat oft nicht so frei handeln darf, wie sonst ein Erwerbshandelnder, sondern an Kriterien der Sicherheit, Verantwortung, Vernunft, Allgemeinwohl etc. viel stärker als jener gebunden ist, mindert die z. B. Flexibilität und auch die Risikobereitschaft seines Tuns , - oft zu recht, ist aber für  die BGE-Frage ebenfalls nicht einschlägig, da die Verwendungsentscheidung hier in privater Hand vom Individuum bis zum kleinräumigen (?) Zusammenschluss liegt. 
[ Wir leben SEHR STARK von Gütern u. DL, deren Ursprung in nahezu totalem, „verrückten“ Risikohandeln liegt, - bzw. zu deren wesentlichen Entfaltungs- u. z. T. Persistenz-Bedingungen auch Unvernunft, Unverantwortlichkeit und nicht selten moralische Verwerflichkeit zählen, - wozu ein Staat selten bzw. schlecht befugt ist bzw. sein darf/kann. 
Das führt zu der Frage, inwieweit der Staat überhaupt Verwendungsvorgaben bei Existenzbudgets machen sollte,    -> „Wirtschaftlichkeitsprämisse“  bei (den 1050-sanktionsfrei-Empfängern ?,  sowie)  den heutigen H4-/GSlern,   - alle dürfen ihr Zeug frei verwenden, nur H4ler nicht: sie sind als einzige auf den Staatsimperativ der „Wirtschaftlichkeit“ verpflichtet, - statt z. B. Verschwendung zu verbieten, wenn man überhaupt meint, der Staat sollte sich da einmischen …  ] 

Neben der harten Relativierung der harten Aspekte von „Staatsquote“ steht eine „gefühlte Staatsquote“ in Form von Vorschriften von der Toilette bis zur Mitbestimmung im Raum, mit der „1050-sanktionsfrei“ aber lediglich in der Hinsicht einschlägig interferiert, als für „das bißchen mehr“ , - die Erhöhung der Sozialquote von 56 auf knapp 60 % , wie R. Krämer oben errechnet hat -, auch eine entsprechende Produktionsausweitung die Folge sein sollte, - für die „Vorschriften“ eben immer hinderlich und zumeist kostenträchtig sind -, sonst wirken „diese 4 % mehr“  eventuell preis- bzw. inflationstreibend. 
Aber angesichts der historischen Erfahrungen mit solchen Mikromengen an Kaufkraftzunahmen sind das absolute PETITESSEN gegenüber z. B. Flassbecks u. a. Leute Vorstellungen von „flächendeckenden“ Lohnerhöhungen mit 4,5 jedes Jahr über die nächsten 10 Jahre.
Die reale Entwicklung der letzten Jahrzehnte sah demgegenüber so aus, dass die öffentlichen Ausgaben relativ zum Bruttoinlandsprodukt zielgerichtet abgesenkt wurden. 
Die folgende Abbildung zeigt das. Betrug diese sog. „Staatsquote“ in den 1990er Jahren noch um die 48 Prozent, wurde sie bis vor der jüngsten Krise auf unter 44 Prozent gedrückt, und geplant ist eine weitere Senkung auf unter 43 Prozent ab 2015. Eine Absenkung der Quote um fünf Prozentpunkte am BIP entspricht einer Kürzung der jährlichen Ausgaben um etwa 130 Mrd. Euro. Durch die rot-grünen Steuerreformen zu Beginn des letzten Jahrzehnts wurden die Einnahmen zunächst noch stärker gesenkt – dies war die Hauptursache für die großen Finanzierungsdefizite in den Jahren 2001 bis 2006. 
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2. Ökonomische Grundlage: Wertschöpfung – Erwerbseinkommen – Erwerbsarbeit 
Ausgangspunkt ist das klassische und wissenschaftlich unstrittige Theorem von Gerhard Mackenroth: „Nun gilt der einfache und klare Satz, dass aller Sozialaufwand immer aus dem Volkseinkommen der laufenden Periode gedeckt werden muss. Es gibt gar keine andere Quelle und hat nie eine andere Quelle gegeben, aus der Sozialaufwand fließen könnte, es gibt keine Ansammlung von Periode zu Periode, kein ‚Sparen‘ im privatwirtschaftlichen Sinne, es gibt einfach gar nichts anderes als das laufende Volkseinkommen als Quelle für den Sozialaufwand.“  


Nun, das gilt ja für den gesamten Reproduktionsaufwand einer Gesellschaft, - auch das privatwirtschaftliche „Vermögen“ unterliegt Risiken, Entropietendenzen usw. und wird sich stets im täglichen Bedarf an Nahrung, Kleidung, Wohnung etc. „realisieren“ müssen, - nämlich in je AKTUELLER PRODUKTIVITÄT  für den je AKTUELLEN BEDARF.

Wer Makenroth anführt, sollte daher von Samuelson nicht schweigen. Er hat dieses Theorem nach dem Krieg, - als der deutsche Nazi-Mitläufer Mackenroth eher weniger zu sagen hatte -, in seine dominierende Lehre (vergl. Curricula der WiWi-Fakultäten von Uni Münster u. v a. in den 50ger bis 70ger Jahren, bzw. seine versch. Lehrbuch-Ausgaben und vor allem AUFLAGEN-ZAHLEN!) aufgenommen und erweitert.
Das „Private“ hat diesbezüglich, den „Aufwand“,  auch keinen Vorteil gegenüber dem „Sozialen“ resp. „Öffentlichen“ resp. „Staatlichen“, weder im Bereich der Nachfrage/des Bedarfs noch hinsichtlich der Befriedigungsquellen, - ob in der Wiesbadener Luxusvilla mit Protz-Dinee, als Stadtwerk oder in der Altenpflege: 
alle Güter u. DL sind zeitnah zu ihrer Ingebrauchnahme zu erstellen bzw. für die Kosten ihres Unterhaltes ( in Relation zur Lebensdauer ) aufzukommen. 
Es sei denn, man wäre auf die Dauer WILLENS UND IN DER LAGE, den Kostennachteil zu tragen, den eine bedarfsumfassende VORRATS-Produktion von Realgütern gegenüber der Herstellung bei Bedarf nach sich zieht. Letzeres ist in weiten Bereichen der heutigen Euro-Problemländer zu beobachten gewesen: Selbst Häuser, - einst einer der inspirierenden Gegenstände Mackenroths u. später Samuelsons -, haben z. B. Spanier AUF VORRAT gebaut. Siehe dazu die Anmerkungen eines Spaniers im aktuellen Spiegel (Nr. 24/2013, S. 57), aber auch die Rechnereien, wonach die Italiener, Spanier, Griechen usw. in „Wirklichkeit“ alle ganz REICH  an Realgütern seien, - was auch auch der Linke Melenchon polemisiert: Die Deutschen seien "ärmer als der Durchschnitt“ usw. :
Das hat alles seinen REALEN Kern darin, daß infolge des Mackenroth-Theorems in der Samuelson-Variante (Generalisierung) und infolge Samuelsons WIRTSCHAFTSTHEORETISCHER DOMINANZ in der frühen BRD bis Mitte/Ende 70ger) die BRD wirtschafts- u. sozialpolitisch MASSIV auf volkswirtschaftliche Strom- weniger auf Bestandsgrößen, weniger auf Häuslebauerei denn auf guten/leidlichen Mietmarkt, weniger auf  Haben denn auf Besorgenkönnen, weniger auf Realkapitalanteile denn auf nominales Sparen und Umlagesysteme gesetzt hat.
(vergl. auch Carl Schmitt und seine „Maritim“-Lyrik, die die Feuchtigkeit und Liquidität eher der jetzigen Zeit prägen …).


Dieser immense Kostenvorteil von ca. 30 % im Laufe von 10-30 Jahren bei Realgütern im Durchschnitt führte zu einem (Ein-)Wechsel(n) von Eigentum gegen z. T. sehr hohen Wohlstand, incl. sozialer Verhältnisse, die auch von vielen Italienern so geschätzt werden, daß sie hier bei uns leben, während sie „Häuser“, z. B. in Mirto, haben.

Ich weiss: Das ist alles unangenehm und widerspricht a) dem Feuilleton und dem politischen Wahlkampf-Boulevard, wo monetaristisches Gerede und andere substantialistische Plakative sich vor eine wie ich meine oft vernünftige, aber oft ANDERE als die rhetorisch verkaufte, tatsächliche Politik geschoben haben bzw. schieben, so daß b) mit solchen Realitäten auch keine politische, aber eben auch keine wissenschaftliche oder auch „nur“ journalistische Profilierung möglich war und ist. Mundwässerchen a la „Soziale Marktwirtschaft“  u. ä. hatten damals genauso diskursiven Vorrang wie heute, - GEMACHT wurde/wird irgendwas zwischen dieser Rhetorik und der akademisch-theoretischen Vernunft.
 
Neben diese eben nicht bloß akademisch-wiss. Unterschlagung der Verhältnisse um das Mackenroth-Theorem, die die Realität der Lehre UND die wirtschaftliche Wirklichkeit der BRD aus der Diskussion und Analyse eleminiert, tritt auf den folgenden Seiten des Papers der Tanz des Autors um die bekannten „Gespenster“, die Einseitigkeiten, Dogmen und Doktrinen der Arbeiterbewegung, gegen die schon Marx gekämpft hat, - wobei sie hier reichlich verquast daherkommen, so soll z. B. „ … die quantitative Identität von Wertschöpfung durch Erwerbsarbeit …“, wohl das falsche, abstrakte a-priori der Arbeit bei der Wertbildung weierfeiern, - wohingegen bei „Nun bringen die kapitalistischen Produktions- und Verteilungsverhältnisse regelmäßig Arbeitslosigkeit in großem Umfang hervor“ der Groschen, was denn wohl gemeint sein dürfte, deutlich schneller fällt, - um in der Frage zu münden: welche „Produktions- und Verteilungsverhältnisse“ denn NICHT?

Wo der Horror noch nicht reicht, erschafft sich R. K. wie Don Quichotte Fragen bzw. Gegner, die mit der Realität des „1050 sanktionsfrei“-Ziels nur sehr bedingt zu tun haben, z. B. indem er so tut, als müsste für jeden Sozialaufwand eine NEUE, andere Quelle als bisher gesucht werden. Sanktionsfreiheit bedeutet aber genau das nicht, - und die kleine, aber für die Betroffenen BEDEUTSAME Erhöhung, die wir vornehmen wollen,  macht einen Unterschied in der Sozialquote zwischen 56% bisher und knapp 60% bei „1050“ (ob sanktionsfrei oder nicht) aus.

Angesichts zweifelhafter akademisch-wissenschaftlicher Belastbarkeit und deutlichen Lücken in der realistischen Aufnahme, sowie infolge der nur noch partiell diskussionswürdigen Überlegungen im weiteren Text von R. Krämer muß ich daher Prioritäten setzen und die Detailbearbeitung der weiteren Irrpfade hier einstellen. 
 - und füge statt dessen einen Text von ca. 3 Seiten bei, der in wesentlichen Aspekten (z. B. Export, Währung, Finanzierung) zur wirtschaftlichen Realität der BRD u. z. T. der EU von HEUTE führt.
Ausgangspunkt war eine Diskussion auf „potemkin“ u. a. zum „Monetarismus“ anlässlich der Euro-Exit-Initiativen von Flassbeck, LaFo/Wagenknecht, AfD usw. zwischen M. Wendl, mir u. a.,  in der ein „werner g“ fragte, „wer bezahlt das alles“,  (WAS, siehe dort bzw. hier: ...) , - der dies beantwortende erste Abschnitt/Absatz kann auch überlesen werden:

Noch) nicht gesendete Antwort auf „werner g“s Kommentarfrage

" ... glaubst du die wechsel werden niemals eingelöst? ..."

Nur unbenutzte Realgüter oder selbstgenutzte  Ge- bzw. Ver- Brauchsgüter sind  GESPARTES Realvermögen. Sie unterliegen neben einer eigenen Aggregationskraft ähnlich der Gravitation („Wer hat, dem wird gegeben“, vergl. das Kapitalsystem in dem überdurchschnittlicher Erfolg be-, durchschnittlicher ent-lohnt wird: „nur die besten werden (kapitalmäßig) überleben“ usw.)  dem natürlichen Zerfall  (Entropie), einer Wegnahme- und Verlust-Tendenz (vom Betrug bis zu Raub und Vertreibung (aus Häusern ...); besonders bei "Wertsachen" wie Gold u. a.   sowie Tauschwert- und Nominalwertschwankungen, die im Laufe der zweckmäßigen Sparzeit(en) gut und gern mal den FAKTOR(!) 5 bei Realtauschverhältnissen (Schiff gegen Haus z. B.)  und den Faktor 20 beim Sparen in Nominalien, also in Währungen bzw. in Währung nominierten Wertpapieren, Kontoguthaben usw. sowie beim Sparen in z. T. künftigen Rechten an z. T. künftigen Realgütern, also in " abstraktem Eigentum", sowie in Wertsachen wie Gold, Edelsteinen, Schmuck erreichen können. 

Entweder man trägt die erheblichen Kosten der Gegenwehr gegen die inneren (Nahrungsmittel, alles Biologische, Hausreparatur u. Instandhaltung, „auf Vorrat“ gebaute, also unbewohnte Häuser sind nach 10 Jahren Leerstand abrissreif, es sei denn man pumpt Mengen von Heizenergie u. a. Sach- u. Arbeitsaufwand hinein …) und äußeren (Raub, Diebstahl usw. ) und äußeren Entropie- u. Verlusttendenzen des  realen Sparvermögens  oder man weicht auf das in den Unterhaltskosten (Ziel: Wert- &Verfügbarkeitserhaltung) deutlich günstigere Nominalsparen aus, das letzlich eben NICHT durch Gütervorräte ‚gedeckt’ ist: 
Sonst müsste man Nominalvermögen um jene ca. 30% Verlust oder Kosten (Demurrage) in ca. 10 – 30 Jahren verringern, denen Realvorräte entweder per Verlust/Entropie oder den Kosten der Gegenwehr dagegen nunmal unterliegen. 

Z. T. ergibt sich auch tatsächlich ein solcher Effekt über die Inflation (= das Nominal-VERSPRECHEN ‚Geld’ verringert seinen Tauschwert gegenüber Realgütern), aber das beweist eben noch lange nicht eine tatsächliche ‚Deckung’ von Geld bzw. Geldversprechen durch Realgüter, sondern die Inflation kann auch ganz andere Ursachen haben, - nicht zuletzt in der Steuerung/durch die Zielvorgaben durch die NB’en, in unflexiblen Produktions- u. DL-Strukturen, die nicht ‚mehr’ liefern KÖNNEN, als allgemein oder sektoral an Kaufkraft und Bedarf zufließt u. a. Gründen. Zu letzterem, unflex. Strukt., bildet die angebotsorientierte 
WiPo das „adäquateste“ Maßnahmenkomplement und das ist sowohl eines der „Geheimnisse“, warum es bei den wachsenden und zugleich bisher „ungedeckten“ Geldmengen nicht zwingend zu einer Inflation kommen muß: 
insoweit diese Gelder aus den FMärkten überhaupt hinaus gelangen und eine Realnachfrage bilden, wird dort eben nachproduziert (Produktions-Induktions-Funktion von Geld: DIE darf nicht verlorengehen, DL analog), - sofern dem keine „Hemmnisse“ im Weg stehen:  Als wesentliches Element der NeoKons/Neolibs ist die angebotsorientierte WiPo in diesem non-inflatorischen Gelingen der letzten Jahrzehnte eben auch das „Geheimnis“ für die mächtige Persistenz dieser Strömung/Auffassung (-> C. Crouch). Pech nur, daß alle Einseitigkeiten dann doch irgendwann blutige Nasen provozieren: Sowohl die reine Angebots- als auch die pure Nachfrageorientierung knallen früher oder später vor ihre Grenzen …

Lohnerhöhungen können extrem inflationstreibend sein, weil sie DIREKT in die Kostenkalkulationen eines Produktes/einer DL eingehen.  
DIE AUSHÄNDIGUNG VON KAUFKRAFT via Staat an Bedarfsträger/Bedürftige etc. hingegen  wird  aber allenfalls indirekt und zeitversetzt über Steuern preiswirksam. 
Bei Konsum-/Umsatz-Steuern natürlich voll im Binnenmarkt, „nach draussen“ werden i. d. R. KEINE St./Abgaben fällig. 
Doch anders als das hoch zirkulare Geld der Realsphäre in Form von Löhnen, wandern Umsatz/Konsumsteuern zu einem höheren Teil (künftig) in die Finanzmärkte, wo damit z. B. Zins u. Tilgung auf Staatsanleihen geleistet wird. So ist es dem inflationsgefährlichen Nachfrage-Preis-Spiel der Realsphäre b. a. w. entzogen, während Lohngeld mehrfach nachfragemäßig rotiert, bevor ein Teil in geldförmige und sachliche Sparquoten (ca. 13 %) fließt.  

Kreditaufnahme  = Entzug vorhandener Gelder aus den Geldmengen, solange nicht bisher unbelastete, also noch nicht als Pfand dienende Realgüter nicht eigens für den Ankauf solcher Papiere frisch beliehen werden, denn da findet ja „Geldschöpfung“ statt, - nicht „aus dem nichts“ wie das NB’en ggfls. tun können sollten, sondern aus dem Pfand, das mit diesem Akt in den Kreis symbolisierter und damit zirkularer, handelbarer Wertgüter tritt .


Schätze
Nachdrucken

Neben die Realverluste und Risiken des Realsparens tritt der relative (komparative) Kostenvorteil der Nominalsparer durch Umlauferhöhung des eingesetzten Kapitals, das als Realsparer z. B. in einer Kohlenhalde für die 30 Jahre Heizung der Rentnerwohnung zumindest ja als Potential, - i. d. R. auch als tasächlich ‚versenkte’, d. h. in Vergegenständlichung verausgabte Werte -, dort erspart sein könnte. Dieser Realkapitalentzug muß bezahlt (volkswirtschaftlich) und vor allem mit den wirtschaftlichen Perspektiven anderer Sparalternativen verglichen werden (Individualperspektive, Rentenbarwerte).

Indem die BRD  sich seit je ein hohes Gefälle an Sozialleistungen gegenüber z. B. Spanien leistet, entlastet sie die Löhne und damit Preise, = inflationsdämpfend und zugleich SEHR EXPORTFÖRDERND, und hat sich anders als Viele, die heute Probleme haben, für hohe Umlaufströme entschieden und deutlich weniger auf Realsparen gesetzt: Das wird z. B. im hohen Mieteranteil an der Wohnbevölkerung u. v. a. Dingen deutlich.
Und das summiert sich zu erheblichen komparativen Kostenvorteilen der BRD-Wirtschaft.
Wo bleibt „Die Erwartung des Mehr“, was ist mit den Zinserwartungen … ? 

Im großen und ganzen müssen die Realgüter, die wir ge- u. verbrauchen ZEITNAH zum Beginn des Ge- bzw. Verbrauchs auch hergestellt werden. Bevorratung ist mit hohen Kosten/Verlusten verbunden, insoweit überhaupt eine Bevorratung technisch-physikalisch möglich ist.


Woher gerade die monetaristischen Couponschneider so lautstark einen „Realwert des Geldes“  u. ä.  einklagen wollen, bleibt daher in der Tat deren Geheimnis.
Uns reichen die komparativen Kostenvorteile von ca. 30% über 10-20, max. 30 Jahre gegenüber dem Realsparen, um „Zinsen“ etwa in der Höhe der Inflationsrate zu zahlen und den wirtschaftlichen Vorteil in Exportquoten umzumünzen. 


Bis hierin also eine Analytik auf Basis eines idealtypischen, modellhaften, individ(uell)en „homo oeconomicus“, den die ök. Klassik unterstellt, und der bei der Frage, „werden die Wechsel auch eingelöst?“ also auch der Spar- bzw. Rentenfrage, als zunächst einschlägig, wenngleich nicht als „die GANZE Wahrheit“, einzustufen ist.

Aber die individuierte, atomisierte Sichtweise der Ökonomie auf ihren Gegenstand als recht homogene Masse im wesentlichen gleichartiger/konkurrierender oder zueinander komplementär handelnder Individuen („Handel“) verkennt eine wesentliche Interferenz zw. dem Individuellen und dem Gesamt- bzw. Volkswirtschaftlichen:
Gesamt- u. Individualperspektiven des Realsparens
Es mag schon sein, daß es aus individueller Sicht eines homo oec. rentenmäßig sinnvoll wäre, sich ein Haus bzw. Wohnung zu bauen/zukaufen, dann zu vermieten und später selber miet- u. tilgungsfrei im Alter zu beziehen oder Mieteinnahmen zur Rente hinzuzunehmen.
Aber seine Mieter müssen im Rahmen einer Allgemeinverbindlichkeit solcher, (nicht nur: Privat-) „Vorsorge durch Realsparen“ dann ja auch so verfahren, deren Mieter wieder so, usw.
Wenn dann z. B. die Mieter/Eigentümer-Staffel nur in jedem 20. Fall risse, bliebe eine Unterversorgung von 5 % aller „Bedarfsträger“  …  

Gesamtwirtschaftlich bestünde DANN eine Versorgungslücke, WENN nur so, aus Gründen des Realsparens, Wohnraum gebaut würde. Ähnliches gilt für andere Realgüter:
Nur mit Realsparen gewinnt man keine volkswirtschaftlich bedarfsdeckende Vor-Sorge!! 


[Ob Zufall oder „Notwendigkeit“: auf 5 %, = (1 Zwanzigstel) schätzen nicht wenige WiSo-Fritzen den erforderlichen Mindestanteil des „Sozialen Wohnungsbaus“ am Gesamtwohnungsmarkt …]

Solche Unterdeckungen von existenziellen Bedarfen in gesamtgesellschaftlichen Größenordnungen von 5 bis 20 % vergrößern die Realrisiken in den angesparten Realgütern allein schon durch Kriminalität (siehe Zunahme an Einbrüchen, Vandalismus, Erpressungen, Diebstahl aus Betrieben usw.)  bis hin zu Wertverlusten durch verlotterte ‚Kieze’ u. v. a. mehr, so daß ein durchaus auch marktprägender,  d. h. preis-konkurrenter, Staats-, Commons- o. Charity-Auftritt, d. h.  ohne den üblichen, vollumfänglichen Return-Anspruch -,    letztlich auch im Interesse („return“) der Realsparer sein kann.

Also verfliessen scharfe Interessengegensätze zw. Gesamtwirtschaft, öff. Daseinsvorsorge etc. und dem individuellem „homo oeconomicus“ im Prinzip durchaus. Spätestens in der Realität trifft man sich darin wieder. 

Zudem ist „Wohl-Stand“ vermutlich zu einem gewissen Teil auch dadurch konstituiert bzw. konstituierbar, daß man in diesem Stand eben nicht mehr existenziell in Frage gestellt wird, wenn man NICHT-ökonomisch, - letztlich: NICHT vorteilsbezogen -,  handelt.

Indem Reichtum/Wohlstand zunehmen, nehmen vermutlich auch nicht-ökonomische Verhaltensweisen zu:   vom Luxus-Protz bis zur karitativen oder sonstwie ‚unvorteilhaften’ Vermögensstiftung. Was die Berechenbarkeit weiter erschwert.

Antwort:

Doch, sie werden permanent eingelöst, von den NB'en großteils, ein Teil am sonstigen Kapitalmarkt, ein weiterer Teil (Drittel?) von den emittierenden Staat(shaushalt)en gegen cash, das wiederum nur zum Teil gegen Realgüter gewechselt wird, sowie ein ganz kleiner Rest von ca. 1 Promille und weniger im direkten Tausch Wertpapier/'Wechsel' gegen Realgüter.

Das muß nicht immer zu 100 % erfolgen (Schuldenschnitte bzw. Forderungausfall), aber welche Alternativen hat man? 

Tatsächlich ist die Induktionskraft des Geldes für Produktion und Dienstleistung für VWL, WiPo und vor allem für die kleinen Leute entscheidend, - die Erfüllung irrer Zinserwartungen unter möglichst gleichbleibenden Äquivalenzverhältnissen z. B. zwischen Häusern, Gold u. Geld hingegen ist es weniger.
Daher ist diese Induktionskraft stets möglichst genau und oft zu MESSEN und zu erhalten!
(Leider ist davon methodisch wie politisch nix zu sehen)
Arbeitszeit-Ratio 1960/2012 je Erwerbstätigem/er: 1,55;   =  55% höherer Anteil der Arbeit am Leben als heute, - u. a. unter Ein-Verdiener-Anspruch für Familien bis 6, 7  Personen.

[�] bzgl.  des kateg. Imperativs besteht also eine „präethische“ Konstitution der pD, insoweit sie lediglich als regulierter Kampfplatz der Partikularitäten fungiert, in dem STELLVERTRETER des Partikularen dort ihre Durchsetzungs- und daher Macht-Kämpfe auf- bzw. durchführen dürfen. Legitimität wird gewonnen durch: unter WAFFENGLEICHHEIT + Verfassungsrahmen errungene Mehrheit(en). Vergl. den semiotischen Ansatz zu Zivilisation u. Denken als die (real-)kostengünstigere Variante, a) sich Stellvertretern gegenseitig die Köpfe einschlagen zu lassen, mit der Maßgabe sich dann dieser Entscheidung auch zu fügen, sowie b) der Stellvertreterei im Zeichenwesen der Sprache(n) über die Repräsentanzen unseres Körpers im Gehirn, in dem Motorik simuliert und vorbereitet wird bis zum zeichenbasierten Gerichtskontext.  Die Verfassung sorgt für das Kampfregularium und begrenzt die „Siegprämien“ bzw. Durchsetzungsziele, indem sie z. B.  Tabus schützt, gegen tyrannische Mehrheiten  u. z. T. Minderheiten (Waagschalenphänomen) Grundrechte u. ä. in Stellung bringt, für Minderheitenschutz sorgt u. ä..�Das Legitimitätspotential von Partikularität gründet sich weitgehend  auf die (Selbst-) Zweckträgerschaft des Menschen, die neben seinen Funktionen als „Mittel zum Zweck“ ebenfalls stets Berücksichtigung finden muss.�
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